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besondere verwandtschaftliche Beziehungen und familiäre und weitere Bindungen, besonders
zu berücksichtigen.

VII

Beide Seiten werden einen deutsch-tschechischen Zukunftsfonds errichten. Die deutsche Seite
erklärt sich bereit, für diesen Fonds den Betrag von 140 Millionen DM zur Verfügung zu stellen.
Die tschechische Seite erklärt sich bereit, ihrerseits für diesen Fonds den Betrag von 440 Millio-
nen Kc zur Verfügung zu stellen. Über die gemeinsame Verwaltung dieses Fonds werden bei-
de Seiten eine gesonderte Vereinbarung treffen.

Dieser gemeinsame Fonds wird der Finanzierung von Projekten gemeinsamen Interesses
dienen (wie Jugendbegegnung, Altenfürsorge, Sanatorienbau und -betrieb, Pflege und Reno-
vierung von Baudenkmälern und Grabstätten, Minderheitenförderung, Partnerschaftsprojek-
te, deutsch-tschechische Gesprächsforen, gemeinsame wissenschaftliche und ökologische Pro-
jekte, Sprachunterricht, grenzüberschreitende Zusammenarbeit).

Die deutsche Seite bekennt sich zu ihrer Verpflichtung und Verantwortung gegenüber all
jenen, die Opfer nationalsozialistischer Gewalt geworden sind. Daher sollen die hierfür in Fra-
ge kommenden Projekte insbesondere Opfern nationalsozialistischer Gewalt zugute kommen.

VIII

Beide Seiten stimmen darin überein, daß die historische Entwicklung der Beziehungen zwi-
schen Deutschen und Tschechen insbesondere in der ersten Hälfte des 20. Jahrhundert der ge-
meinsamen Erforschung bedarf und treten daher für die Fortführung der bisherigen erfolgrei-
chen Arbeit der deutsch-tschechischen Historikerkommission ein.

Beide Seiten sehen zugleich in der Erhaltung und Pflege des kulturellen Erbes, das Deutsche
und Tschechen verbindet, einen wichtigen Beitrag zum Brückenschlag in die Zukunft.

Beide Seiten vereinbaren die Einrichtung eines deutsch-tschechischen Gesprächsforums,
das insbesondere aus den Mitteln des deutsch-tschechischen Zukunftsfonds gefördert wird
und in dem unter der Schirmherrschaft beider Regierungen und Beteiligung aller an einer en-
gen und guten deutsch-tschechischen Partnerschaft interessierten Kreise der deutsch-tschechi-
sche Dialog gepflegt werden soll.

Erklärung der Ministertagung des Nordatlantikrates vom
l0. Dezember 1996 zu Bosnien und Herzegowina

(Wortlaut)

Auf ihrer Tagung in Brüssel am l0.Dezember vorigen Jahres verabschiedeten die Verteidi-
gungsminister der NATO-Staaten unter anderem eine „Erklärung zu Bosnien und Herzegowi-
na ", in der sie - eine entsprechende Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vor-
ausgesetzt - ihre Bereitschaft bekunden, nach dem Auslaufen des IFOR-Mandats am 20.De-
zember 1996 eine Stabilisierungstruppe (SFOR) aufzustellen und zu führen. Diese Erklärung
dokumentieren wir nachstehend im Wortlaut. D.Red.
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Seitdem die Friedensvereinbarung vor einem Jahr in Dayton ausgehandelt und in Paris unter-
zeichnet wurde, ist in Bosnien und Herzegowina substantieller Fortschritt erzielt worden. Nach
vier durch tragischen Konflikt und großes Leid gekennzeichneten Jahren beginnt der Frieden
Wurzeln zu fassen. Soldaten sind demobilisiert worden, nationale und regionale Wahlen wur-
den abgehalten, gemeinsame Institutionen sind im Aufbau begriffen, Behinderungen der Be-
wegungsfreiheit werden allmählich beseitigt, und der Wiederaufbau ist angelaufen. Es bleibt
jedoch noch viel zu tun, um nach den Kriegsjahren einen dauerhaften Frieden zu schaffen. Dies
erfordert das uneingeschränkte Engagement aller führenden Persönlichkeiten in Bosnien und
Herzegowina und seinen beiden Entitäten.

Wir sprechen der von der NATO geführten Internationalen Friedenstruppe IFOR unseren
tiefsten Dank für die erfolgreiche Umsetzung der militärischen Aspekte der Friedensverein-
barung aus. IFOR hat 33 NATO- und Nicht-NATO-Länder in einer beispiellosen Friedenskoali-
tion zusammengeführt, die das Land stabilisiert und die Voraussetzungen für den politischen
und wirtschaftlichen Wiederaufbau geschaffen hat. Wir zollen der Professionalität, dem Pflicht-
bewußtsein und der Tapferkeit des gesamten Personals von IFOR unseren Respekt und spre-
chen den Familien derjenigen unsere tiefe Anteilnahme aus, die für den Frieden ihr Leben ge-
geben oder Verletzungen davongetragen haben.

Das Mandat der Internationalen Friedenstruppe IFOR endet am 20. Dezember 1996. Ihr Auf-
trag ist erfüllt, aber eine internationale militärische Präsenz ist weiterhin notwendig, um die
Stabilität zu schaffen, die zur Konsolidierung des Friedens erforderlich ist. Die NATO ist daher
bereit, auf der Grundlage einer Resolution des VN-Sicherheitsrats nach Kapitel VII der VN-
Charta eine Stabilisierungstruppe (SFOR), die IFOR ersetzen wird, aufzustellen und zu führen.
SFOR wird zu einem sicheren Umfeld beitragen, das zur Konsolidierung und Stabilisierung des
Friedens erforderlich ist, indem sie durch Abschreckung eine Wiederaufnahme von Feindselig-
keiten verhindert oder diesen erforderlichenfalls Einhalt gebietet. Sie wird ferner dafür sorgen,
daß Zeit zur Verfügung steht, damit die politische Aussöhnung und der wirtschaftliche Wieder-
aufbau in Gang kommen können. Obgleich diese neue Truppe nur etwa die halbe Stärke von
IFOR haben und ihr Auftrag begrenzter sein wird, gelten für sie weiter dieselbe einheitliche
Kommandostruktur, die robusten Einsatzregeln, die Durchsetzungsautorität und das Truppen-
statut, die Grundlage für den Erfolg von IFOR gewesen sind. Wie IFOR wird die Stabilisie-
rungstruppe SFOR ihre Aufträge entschlossen, aber unparteiisch durchführen. SFOR wird
ebenfalls bereitstehen, um die VN-Übergangsverwaltung in Ostslawonien, wo VN-Truppen
einen substantiellen Beitrag zur Wiederherstellung des Friedens in der Region leisten, im Not-
fall zu unterstützen.

Die NATO plant einen 18monatigen Einsatz von SFOR, der nach sechs und zwölf Monaten
einer Überprüfung unterzogen wird, um die Truppe schrittweise auf ein Abschreckungsdispo-
sitiv zu reduzieren und schließlich abzuziehen. Die Vorbereitungen für die Entsendung von
SFOR sind auf gutem Wege; wir haben heute die vom Ständigen Rat vorläufig gebilligte Opera-
tionsplanung bestätigt, die vom Ständigen Rat nach der erforderlichen Autorisierung durch den
VN-Sicherheitsrat endgültig gebilligt werden wird.

Die Vorbereitungen der NATO für SFOR sind in enger Zusammenarbeit mit Rußland und
den anderen Nicht-NATO-Ländern, die zur Zeit Kräfte für IFOR bereitstellen, durchgeführt
worden. Wir freuen uns, daß alle 17 Länder wie auch weitere neue Truppensteller bereit sind,
sich an SFOR zu beteiligen. Unsere Zusammenarbeit in Bosnien hat die Beziehungen zwischen
den Bündnispartnern, Rußland und unseren anderen Partnern verstärkt und Europa in eine
neue Phase der Sicherheitskooperation geführt.

SFOR wird zur Konsolidierung des Friedens beitragen, aber der Schwerpunkt der internatio-
nalen Bemühungen muß zunehmend auf die zivilen Aspekte der Friedenssicherung verlagert
werden. Wir zollen den Leistungen des Hohen Repräsentanten und aller mit der zivilen Umset-
zung befaßten Organisationen unsere Anerkennung. Ihre zukünftige Rolle wird von entschei-
dender Bedeutung sein. SFOR wird ebenso wie IFOR in enger Abstimmung mit dem Hohen
Repräsentanten und den wichtigeren internationalen Organisationen und Behörden zusam-
menarbeiten. Sie wird im Rahmen ihrer Fähigkeiten von Fall zu Fall selektive Unterstützung
leisten, um ihnen bei der Erfüllung ihrer wichtigen Aufgaben zu helfen. Sie wird ferner den si-
cheren Rahmen für die Kommunalwahlen im Jahre 1997 schaffen und sich darauf einstellen,
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der OSZE gegebenenfalls bei der Vorbereitung und Durchführung dieser Wahlen weitere Un-
terstützung zu leisten. Wir bekräftigen uneingeschränkt die in Paris für den zweijährigen zivi-
len Konsolidierungsplan vereinbarten Leitprinzipien sowie den in London angenommenen Ak-
tionsplan für 1997.

Die internationale Gemeinschaft hat sich zu einem breiten Spektrum von Unterstützungs-
und Beratungsmaßnahmen verpflichtet. Wir unterstreichen noch einmal, daß es die Verantwor-
tung der Menschen und der Führung in Bosnien und Herzegowina sowie in den Nachbar-
ländern ist, die Aussöhnung zu fördern und einen dauerhaften Frieden herzustellen. Wir appel-
lieren an die Vertragsparteien, die Friedensvereinbarung in vollem Umfang zu erfüllen. Wir
erwarten, daß sie sich uneingeschränkt engagieren, zügig Fortschritte in Bereichen wie zivile
Bewegungsfreiheit, ungehinderte Rückkehr von Flüchtlingen und Vertriebenen, Umstruktu-
rierung und Umschulung örtlicher Polizeikräfte sowie bei der vollständigen Einhaltung der Rü-
stungskontrollvereinbarungen zu erzielen. In diesem Zusammenhang fordern wir die Parteien
mit Nachdruck auf, die Bestimmungen der Rüstungskontrollvereinbarungen uneingeschränkt
und gewissenhaft umzusetzen und ihre Bestände bis zum 1. November 1997 auf die vereinbar-
ten Höchstgrenzen zu reduzieren. Wir rufen die Parteien nachdrücklich dazu auf, entspre-
chend ihren in der Friedensvereinbarung übernommenen Verpflichtungen uneingeschränkt
den Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien (ICTY) zu unterstützen
und mit ihm zusammenarbeiten und alle Personen an den Strafgerichtshof zu überstellen, die
wegen Kriegsverbrechen angeklagt sind. Wir erwarten, daß die Parteien in vollem Umfang mit
der Internationalen Polizeitruppe (IPTF) zusammenarbeiten.

Die Sicherung eines dauerhaften Friedens und der Stabilität im ehemaligen Jugoslawien
setzt voraus, daß die Demokratie nicht nur in Bosnien und Herzegowina, sondern auch in den
benachbarten Ländern wächst und gedeiht.

Wir beklagen zutiefst die Entscheidung der serbischen Regierung zur Annullierung von Er-
gebnissen der Kommunalwahlen vom 17. November und appellieren an die serbische Regie-
rung, den demokratischen Willen des Volkes zu respektieren und diese Entscheidung rück-
gängig zu machen. Wir drücken unsere Bestürzung darüber aus, daß die serbischen Behörden
die Appelle der internationalen Gemeinschaft zur Achtung international anerkannter demo-
kratischer Prinzipien ignoriert haben.

Wir würdigen die Einhaltung der Gewaltfreiheit durch die Opposition und rufen die Regie-
rung dazu auf, jede Gewaltanwendung gegen friedliche Demonstranten zu vermeiden.

Erfurter Erklärung vom 9. Januar 1997
Verantwortung für die soziale Demokratie

„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich
dem Wohle der Allgemeinheit dienen."
Grundgesetz Artikel 14.2

In der „ Erfurter Erklärung " vom 9. Januar 1997 kritisiert eine Reihe namhafter Persönlichkeiten
„gnadenlose Ungerechtigkeit, Sozialverschleiß und fehlende Perspektiven" der Politik der
Bundesregierung. Sie fordern „eine andere Politik", deren oberstes Ziel die Überwindung der
Massenarbeitslosigkeit sein müsse. Von den Oppositionsparteien SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und PDS verlangen sie u.a., „der Verantwortung nicht auszuweichen, sobald die Mehrheit für
den Wechsel möglich wird." Vor allem dieser Punkt dürfte - angesichts einzelner Parteiüber-
tritte ehemaliger Bürgerrechtler zur CDU wegen vorgeblicher PDS-Nähe der Grünen - die
Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen zu einer Antwort („ Wörlitzer Erklärung " vom


